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Der Mindestlohn kommt!

Bundestag verabschiedet das 
Tarifautonomiestärkungsgesetz 

Die Große Koalition drückt aufs Tempo: Nach der Mütterrente 
und der Rente mit 63 hat der Bundestag am 3. Juli 2014 mit 
großer Mehrheit ein Gesetzespaket unter dem schönen Namen 
„Tarifautonomiestärkungsgesetz“ verabschiedet. Kurz vor der 
Abstimmung waren noch diverse Änderungen, etwa zu Zei-
tungszustellern, in das Gesetz eingeflossen. Kern des Pakets ist 
die Einführung eines flächendeckenden einheitlichen Mindest-
lohns im sogenannten „Mindestlohngesetz (MiLoG)“. Daneben 
werden die Möglichkeiten, Tarifverträge für allgemeinverbindlich 
zu erklären und tarifliche Arbeitsbedingungen im Rahmen des 
AEntG auf nicht tarifgebundene Arbeitgeber zu erstrecken, aus-
geweitet. Sobald das Gesetz den Bundesrat am 11. Juli 2014 
passiert hat, kann es ausgefertigt und verkündet werden.

Im Folgenden sollen die aus unserer Sicht wichtigsten Punkte 
im MiLoG angesprochen werden. 

 
Wie hoch ist der Mindestlohn?

Nach dem Entwurf zum MiLoG soll ab dem 1. Januar 2015 ein 
bundesweit verbindlicher branchenunabhängiger Mindestlohn 
von 8,50 EUR brutto pro Stunde eingeführt werden. Stück- und 
Akkordlöhne sollen zulässig bleiben, sofern gewährleistet ist, 
dass der Mindestlohn für die geleisteten Arbeitsstunden erreicht 
wird. Zu beachten ist, dass das Gesetz nicht nach der Art der 
Tätigkeit differenziert. Das LAG Baden-Württemberg hat inso-
weit zum bereits heute geltenden Mindestentgelt in der Pfle-
gebranche entschieden, dass im Bereitschaftsdienst erbrachte 
Arbeitsleistungen mit demselben Mindestentgeltsatz zu ver-
güten seien wie Arbeitsleistungen während der Vollarbeitszeit 
(LAG BW v. 28.11.2012, 4 Sa 48/12). Das BAG soll Anfang Sep-
tember 2014 über die Revision entscheiden. Es dürfte aber klar 
sein, dass ähnliche Streitigkeiten auch im Rahmen des MiLoG 
drohen.

Über eine Erhöhung wird frühestens zum 1. Januar 2017 von 
der Bundesregierung durch Rechtsverordnung entschieden, 
danach alle zwei Jahre. Eine ehrenamtliche Mindestlohn-
kommission wird hierzu jeweils einen Vorschlag erarbeiten. 

Welche Arbeitgeberleistungen 
bzw. Lohnbestandteile gehören 
in den Mindestlohn hinein?

Das Gesetz enthält trotz der im Vorfeld geäußerten Kritik und 
einer entsprechenden Anregung des Bundesrates insoweit keine 
klarstellenden Regelungen. Das Gesetz regelt in § 2 Abs. 1 
lediglich das Fälligkeitsdatum. Danach muss der Mindestlohn 
spätestens am letzten Bankarbeitstag des Monats gezahlt 
werden, der auf den Monat folgt, in dem die Leistung erbracht 
wurde.

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, dass für die Aus-
legung des Begriffs Mindestlohn auf die Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs zur Entsenderichtlinie 96/71 zurück-
gegriffen werden könne, die im Rahmen des AEntG bereits zu 
beachten sei (vgl. EuGH v. 7.11.2013, C-522/12 „Isbir“). Alle 
Zahlungen sind demnach laut EuGH anrechenbar, wenn sie 
das „Verhältnis zwischen der Leistung des Arbeitnehmers auf 
der einen und der ihm hierfür erbrachten Gegenleistung auf der 
anderen Seite nicht verändern“. Zahlungen, die als Gegenleis-
tung für die „Normalarbeitsleistung“ entrichtet werden, fallen 
demnach unter den Mindestlohn. Dagegen unterfallen Zahlun-
gen, die als Ausgleich für zusätzliche Leistungen geleistet wer-
den, nicht dem Mindestlohn, etwa Zuschläge für Überstunden 
(so ausdrücklich auch der EuGH) und – nach Auffassung der 
Bundesregierung - auch für Feiertagsarbeit, Nachtarbeit, Über-
stundenzuschläge, Schichtzulagen, Gefahrenzulagen oder auch 
Akkord- oder Qualitätsprämien. 

Typische Einmalzahlungen wie Urlaubsgeld oder Weihnachts-
geld seien dagegen nach Auffassung der Bundesregierung nur 
berücksichtigungsfähig, wenn dem Arbeitnehmer der auf die 
Beschäftigungszeit entfallende anteilige Betrag in dem maß-
geblichen Fälligkeitsdatum (§ 2 Abs. 1 MiLoG) tatsächlich und 
unwiderruflich ausgezahlt worden ist. Ein einmal im Juni jähr-
lich gezahltes Urlaubsgeld kann demnach nicht auf die übrigen  
11 Monate „umgelegt“ werden. 

Zahlungen, die als Kompensation für eigene Aufwendungen des 
Arbeitnehmers dienen, unterfallen hingegen nicht dem Mindest-
lohn. 

Inwieweit Kost und Logis anrechenbar sind, bleibt indes unklar. 
Hier bestehen unabhängig vom Mindestlohn Anrechnungs-
grenzen nach § 107 Abs. 2 GewO. Nach der Sozialversiche-
rungsentgeltverordnung sind Kost und Logis als sozialver-
sicherungsrechtliches Entgelt zu verbeitragen. Ob sie als 
Entgeltvorteil indes zum Mindestlohn hinzugerechnet wer-
den können, erscheint zweifelhaft, da nach Sinn und Zweck 
des Mindestlohns und mit Blick auf die Fälligkeitsregeln dem 
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Für wen gelten Ausnahmen?

Der Mindestlohn gilt nicht für Auszubildende und ehrenamtlich 
Beschäftigte. Ebensowenig erfasst sind junge Arbeitnehmer 
unter 18 Jahren ohne Berufsabschluss. Praktikanten im Sinne 
des § 26 BBiG werden hingegen grundsätzlich als Arbeitnehmer 
angesehen, die unter den Mindestlohn fallen. Nur bei folgenden, 
besonderen Praktikantenverhältnissen werden Ausnahmen von 
der Mindestlohnpflicht gemacht:

�� Praktikanten in betrieblicher Einstiegsqualifizierung nach 
§54a SGB III oder einer Berufsausbildungsvorbereitung nach 
§§ 68-70 SGB III
�� Praktikanten, die ihr Praktikum im Rahmen einer verpflichten-

den Schul-, Ausbildungs- oder Studienordnung leisten
�� Praktikanten, die ihr Praktikum zum Zwecke der Orientierung 

über ihre Berufs- oder Studienwahl leisten, sofern dieses die 
Dauer von bis zu drei Monaten nicht überschreitet 
�� Praktikanten, die bis zu drei Monaten ein berufs- oder hoch-

schulbegleitendes Praktikum ableisten, wenn nicht bereits 
zuvor ein derartiges Praktikantenverhältnis mit demselben 
Arbeitgeber bestanden hat

Für die letzten beiden Gruppen wurde die maximale Länge von 
sechs Wochen auf drei Monate kurz vor der Abstimmung im 
Bundestag erhöht. 

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass 
die Bestimmungen des Nachweisgesetzes auf Praktikanten 
erstreckt worden sind. Danach ist auch Praktikanten eine Nie-
derschrift des Praktikumsvertrages auszuhändigen, in welcher 
die Ausbildungsziele, Beginn und Dauer des Praktikums, täg-
liche Praktikumszeit, Zahlung und Höhe der Vergütung, Dauer 
des Urlaubs und ggf. ein Hinweis auf geltende Betriebs- oder 
Tarifverträge enthalten ist.

Im Gesetz weiterhin enthalten ist die umstrittene Regelung, 
wonach Langzeitarbeitslose in den ersten sechs Monaten ihrer 
Beschäftigung ebenfalls keinen Anspruch auf Mindestlohn 
haben sollen. Die letztgenannte Ausnahme soll Langzeitar-
beitslosen, d.h. Personen, die länger als 12 Monate arbeitslos 
waren, eine Brücke in eine neue Beschäftigung bauen. Gegner 
befürchten demgegenüber Drehtür- und Substitutionseffekte.

 

Arbeitnehmer in jedem Fall ein ausreichender Nettobetrag am 
Fälligkeitstag zur Verfügung stehen sollte. Nach Auffassung der 
Koalitionsfraktionen im Bericht des zuständigen Bundestags-
ausschusses seien bei der Saison-Arbeit in der Landwirtschaft 
explizite Regeln jedoch denkbar. Die zuständigen Ministerien 
könnten entsprechend § 107 GewO und der Sozialversiche-
rungsentgeltverordnung festlegen, dass und inwieweit Kost und 
Logis anrechenbar seien. 

Zur Ermöglichung von Arbeitszeitflexibilität wurde die Fällig-
keitsregel des § 2 Abs. 1 MiLoG abgemildert: Plusstunden 
müssen innerhalb von 12 Kalendermonaten ausgezahlt oder in 
Freizeit ausgeglichen werden; dies soll aber nur dann gelten, 
soweit der Anspruch auf den Mindestlohn für die geleisteten 
Arbeitsstunden nicht bereits durch Zahlung des verstetigten 
Arbeitsentgelts erfüllt ist. Dadurch soll sichergestellt werden, 
dass Unternehmen, die über dem Mindestlohn zahlen, nicht den 
Beschränkungen des MiLoG bei der Anwendung ihrer Regelun-
gen zu Arbeitszeitkonten unterliegen. 

Die eingestellten Stunden dürfen monatlich maximal jeweils 
50 % der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit betragen, darü-
berhinausgehende Stunden müssen demzufolge zum letzten 
Bankarbeitstag des Folgemonats ausgezahlt werden.

Die Regelungen zur Fälligkeit gelten nicht für Wertguthaben im 
Sinne des § 7b SGB IV. 

 
Für wen gilt der Mindestlohn?

Der Mindestlohn gilt für alle Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, die im Inland beschäftigt werden, unabhängig 
davon, ob ihr Arbeitgeber im In- oder Ausland ansässig ist,  
§§ 20, 22 MiLoG.

Auch für Saisonarbeiter in der Landwirtschaft gilt ab 1. Januar 
2015 der Mindestlohn. Es wird jedoch die Möglichkeit der kurz-
fristigen sozialabgabenfreien geringfügigen Beschäftigung von 
50 auf 70 Tage ausgedehnt. Diese Regelung in § 115 SGB IV 
wird auf vier Jahre befristet.

Der Mindestlohn ist unabdingbar. Auf entstandene Ansprüche 
auf Mindestlohn kann nur durch gerichtlichen Vergleich verzich-
tet werden. Dies sollten Arbeitgeber berücksichtigen, wenn sie 
in Verhandlungen mit dem Arbeitnehmer über Entgeltansprü-
che disponieren. Ein Verzicht ist insoweit nur auf vertragliche 
Ansprüche denkbar, aber nicht auf den gesetzlichen Mindest-
lohnanspruch.
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Gibt es Übergangsregeln?

Bis zum 31. Dezember 2017 gehen abweichende Regelungen 
eines Tarifvertrags dem Mindestlohn vor, wenn sie für alle unter 
den Geltungsbereich des Tarifvertrags fallenden Arbeitnehmer 
mit Sitz im In- oder Ausland sowie deren Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer verbindlich gemacht worden sind. Ab dem  
1. Januar 2017 müssen abweichende Regelungen jedoch min-
destens ein Entgelt von 8,50 EUR brutto je Zeitstunde vorsehen.

Für Zeitungszusteller hat der Gesetzgeber eine besondere 
Übergangsregelung geschaffen. Danach hat diese Gruppe 
von Beschäftigten ab dem 1. Januar 2015 einen Anspruch auf  
75 % und ab dem 1. Januar 2016 auf 85 % des Mindestlohns je 
Zeitstunde. Ab dem 1. Januar 2017 bis zum 31. Dezember 2017 
beträgt der Mindestlohn dann 8,50 EUR brutto.

Wer kontrolliert die Einhaltung des Gesetzes?

Die Einhaltung dieser Bestimmungen soll von der Zollverwaltung 
kontrolliert werden, der sogenannten Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit (FKS), die bisher schon im Rahmen des Schwarzarbeits-
bekämpfungsgesetz für Branchen wie das Baugewerbe zustän-
dig war und nun Unternehmen branchenunabhängig überprüfen 
kann und Einsicht in Lohn- und Meldeunterlagen nehmen kann.

Was droht bei Nichteinhaltung?

Die Nichtzahlung des Mindestlohns wird als Ordnungswidrig-
keit angesehen, die mit einer Geldbuße bis zu fünfhunderttau-
send EUR geahndet werden kann.

Da der Gesetzgeber eine Kontrolle durch den Zoll allein nicht 
für ausreichend hielt, um eine flächendeckende Einhaltung der 
Mindestlöhne sicher zu stellen, hat er eine Haftungsandrohung 
für die Auftraggeber von Werk- und Dienstleistungen aufgenom-
men. Das MiLoG verweist auf die entsprechende Anwendung 
der Generalunternehmerhaftung in § 14 AEntG. Dort war sie 
ursprünglich einmal entwickelt worden, um Lohnansprüche von 
entsandten Arbeitnehmern ausländischer Arbeitgeber effektiv 
in Deutschland zur Durchsetzbarkeit zu verhelfen. Jetzt gilt: 
Sofern Auftragnehmer von Werk- und Dienstleistungen wie 
auch Nachunternehmer oder Verleiher ihren Verpflichtungen 
als Arbeitgeber aus dem MiLoG nicht nachkommen, haftet der 
Auftraggeber für die Zahlung des Mindestlohns wie ein Bürge, 
der auf die Einrede der Vorausklage verzichtet hat. Die Norm 
setzt kein Verschulden voraus. Eine ursprünglich vorgesehene 

Enthaftungsmöglichkeit für den Fall fehlender positiver Kenntnis 
wurde wieder gestrichen.

Ferner droht einem Arbeitgeber der Ausschluss von der 
Vergabe öffentlicher Aufträge, wenn gegen ihn eine Geldbuße 
von wenigstens 2.500 EUR festgesetzt worden ist.

Wen trifft die Aufzeichnungspflicht?

Hinzuweisen bleibt noch auf die Pflicht zur Aufzeichnung von 
Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit, welche der 
Gesetzgeber bei bestimmten Beschäftigungsverhältnissen vor-
sieht. Diese betrifft die in § 2a Schwarzarbeitsbekämpfungsge-
setz genannten Branchen, d.h. alle Beschäftigungsverhältnisse 
u.a. des Baugewerbes, der Gastronomie, des Speditionsge-
werbes, des Messebaus oder der Fleischwirtschaft, dane-
ben aber auch - branchenunabhängig - alle geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnisse. Die Aufzeichnungen müssen spä-
testens am siebten Kalendertag, welcher auf den Tag der Arbeits-
leistung folgt, erledigt sein. Sie müssen mindestens zwei Jahre 
aufbewahrt werden. Entsprechendes gilt für Unternehmen die als 
Entleiher Leiharbeitnehmer in ihren Betrieben einsetzen. 

Fazit 

Der Mindestlohn steht vor der Tür. Das Gesetz zum Mindestlohn 
wird auch Unternehmen betreffen, deren Stundenlöhne weit über  
8,50 EUR liegen. Grund hierfür dürfte u.a. der Umstand sein,  
dass Praktikanten in nur sehr geringem Umfang dem Anwen- 
dungsbereich entzogensind und dass bei Outsourcing von 
Werk- und Dienstleistungen sehr genau die Bonität und Zuver- 
lässigkeit des Auftragnehmers kontrolliert werden muss. Denn 
durch den Verweis auf § 14 AEntG droht eine Einstandspflicht  
des Auftraggebers. Zu beachten sind auch die Aufzeichnungs- 
pflichten hinsichtlich der Arbeitszeit für geringfügig Beschäf- 
tigte, die alle Unternehmen trifft, unabhängig vor ihrer Branchen-
zugehörigkeit. Arbeitszeitnachweise für alle Beschäftigungsver-
hältnisse müssen dagegen nur Unternehmen erbringen, die den 
in § 2a Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzt genannten Branchen  
zugehörig sind.

Dr. Roland Klein
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH
Düsseldorf
Telefon +49 211 5660 26876 
roland.klein@luther-lawfirm.com 
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